Hoffnung für eine „Bürgerschule“?

Mehr Geld für Bildung! Das wird seit Jahren gefordert, insbesondere seit es Länder-Rankings wie PISA gibt. Aber immer war damit gemeint, dass der Staat mehr für seine Schulen ausgeben sollte und dass er seine Lehrpläne und Prüfungsanforderungen optimieren sollte. Adressat aller Forderungen war immer der Staat. Das ist nicht verwunderlich, weil das Grundgesetz mittels Art. 7 Abs. 1 den Staat zum Wächter des gesamten Schulwesens bestimmt. Es ist aber keineswegs zwingend.

Denn Art.7 Abs. 4 GG gewährleistet das Freiheitsrecht, gleichwertige „Ersatzschulen“ zu errichten und eröffnet damit eine „Vielfalt der Erziehungsziele und Bildungsinhalte“. Der Staat soll laut Bundesverfassungsgericht „das Bedürfnis seiner Bürger, in der ihnen gemäßen Form die eigene Persönlichkeit und die ihrer Kinder im Erziehungsbereich der Schule zu entfalten“, respektieren. Zugleich ergibt sich aus Art. 7 Abs. 4 GG ein Anspruch auf staatliche Förderung dieses „schulischen Pluralismus“ (BVerfGE 75, 40/62). Nun sind diese hehren Grundsätze des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 1987 bisher von den Bildungsverantwortlichen in den Ländern immer so (miss-)verstanden und umgesetzt worden, dass den Trägern der Ersatzschulen die Aufbringung eines erheblichen Eigenanteils ( je nach Bundesland zwischen 15 und 30 %) auferlegt wurde, und zwar zusätzlich zu den ohnehin vom  Träger selbst zu erbringenden Kosten der jeweiligen besonderen pädagogischen Prägung. 
Konsequenz: Für typische Schulen in selbstverantworteter Eltern-Trägerschaft wie Freie Alternativschulen, Montessorischulen oder Waldorfschulen müssen heute Schulgelder von über 200 € monatlich aufgebracht werden. Das können sich nicht mehr viele Eltern leisten. Auf der anderen Seite erwächst der staatlichen Schule – als Folge der internationalen Dienstleistungsabkommen - in den teuren, leistungs- und gewinnorientierten Schulkonzernen wie Phorms u.a. eine neue Konkurrenz. Bleibt also langfristig nur die Wahl zwischen (einheitlicher) Staatsschule und (rein leistungsorientierter) Konzernschule? Bleibt die Vielfalt im Bildungswesen bei zunehmender Privatisierung auf der Strecke?
Dem hat nun der VGH Baden-Württemberg mit einem mutigen Urteil vom 14.7.2010 – 9 S 2207/09 – widersprochen. Der Staat dürfe nicht – so der VGH – den durch Art. 7 Abs. 4 GG gewollten schulischen Pluralismus durch eine Bezuschussung vereiteln, die „wettbewerbsverzerrende Wirkung entfaltet“, indem „zwar die aus der Eigenart öffentlicher Schulen folgenden Kosten abgezogen, die aus der Eigenart der Privatschule resultierenden Positionen indes nicht berücksichtigt werden“. Der VGH stellt klar, dass das speziell für Ersatzschulen in Elternträgerschaft eine unzulässige und – wegen des Sonderungsverbots von Art. 7 Abs. 4 GG verfassungswidrige – Doppelbelastung darstellt. Er räumt auf mit dem längst überholten „herkömmlichen Bild der (reichen) Privatschule“ und stärkt damit die Stellung von selbstverantworteten „Bürgerschulen“.
Es ist zu hoffen, dass das Bundesverwaltungsgericht den Mut des VGH bestätigt. Denn die Bildung ist viel zu wichtig, als dass wir als mündige Bürger und Eltern sie dem Staat oder Konzernen überlassen könnten.
